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Liechtensteinisches Landesgesetzblatt 
Jahrgang 1965 Nr. 25 ausgegeben am 30. April 1965 

 

Gesetz 
vom 18. Dezember 1964 

über die Abänderung des Sachenrechts 
(Miteigentum und Stockwerkeigentum) 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich 
Meine Zustimmung: 

I. 

Die Bestimmungen des Sachenrechts vom 31. Dezember 1922, LGBl. 
1923 Nr. 4, über das Miteigentum werden wie folgt geändert und er-
gänzt: 

Art. 26 

2. Nutzungs- und Verwaltungsordnung 

1) Die Miteigentümer können eine von den gesetzlichen Bestimmun-
gen abweichende Nutzungs- und Verwaltungsordnung vereinbaren und 
im Grundbuch anmerken lassen. 

2) Nicht aufheben oder beschränken können sie die jedem Miteigen-
tümer zustehenden Befugnisse: 
1. zu verlangen, dass die für die Erhaltung des Wertes und der 

Gebrauchsfähigkeit der Sache notwendigen Verwaltungshandlungen 
durchgeführt und nötigenfalls vom Richter angeordnet werden; 

2. von sich aus auf Kosten aller Miteigentümer die Massnahmen zu 
ergreifen, die sofort getroffen werden müssen, um die Sache vor dro-
hendem oder wachsendem Schaden zu bewahren. 
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Art. 26a 

3. Gewöhnliche Verwaltungshandlungen 

1) Zu den gewöhnlichen Verwaltungshandlungen ist jeder Miteigen-
tümer befugt, insbesondere zur Vornahme von Ausbesserungen, Anbau- 
und Erntearbeiten, zur kurzfristigen Verwahrung und Aufsicht sowie 
zum Abschluss der dazu dienenden Verträge und zur Ausübung der 
Befugnisse, die sich aus ihnen und aus den Miet-, Pacht- und Werkver-
trägen ergeben, einschliesslich der Bezahlung und Entgegennahme von 
Geldbeträgen für die Gesamtheit. 

2) Mit Zustimmung der Mehrheit aller Miteigentümer kann die Zu-
ständigkeit zu diesen Verwaltungshandlungen unter Vorbehalt der Be-
stimmungen des Gesetzes über die notwendigen und dringlichen Mass-
nahmen anders geregelt werden. 

Art. 26b 

4. Wichtigere Verwaltungshandlungen 

1) Mit Zustimmung der Mehrheit aller Miteigentümer, die zugleich 
den grösseren Teil der Sache vertritt, können wichtigere Verwaltungs-
handlungen durchgeführt werden, insbesondere die Änderung der Kul-
turart oder Benutzungsweise, der Abschluss und die Auflösung von 
Miet- und Pachtverträgen, die Beteiligung an Bodenverbesserungen und 
die Bestellung eines Verwalters, dessen Zuständigkeit nicht auf gewöhn-
liche Verwaltungshandlungen beschränkt ist. 

2) Vorbehalten bleiben die Bestimmungen über die notwendigen bau-
lichen Massnahmen. 

5. Bauliche Massnahmen 

Art. 26c 

a) notwendige 

Unterhalts-, Wiederherstellungs- und Erneuerungsarbeiten, die für 
die Erhaltung des Wertes und der Gebrauchsfähigkeit der Sache nötig 
sind, können mit Zustimmung der Mehrheit aller Miteigentümer ausge-
führt werden, soweit sie nicht als gewöhnliche Verwaltungshandlungen 
von jedem einzelnen vorgenommen werden dürfen. 
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Art. 26d 

b) nützliche 

1) Erneuerungs- und Umbauarbeiten, die eine Wertsteigerung oder 
Verbesserung der Wirtschaftlichkeit oder Gebrauchsfähigkeit der Sache 
bezwecken, bedürfen der Zustimmung der Mehrheit aller Miteigentü-
mer, die zugleich den grösseren Teil der Sache vertritt. 

2) Änderungen, die einem Miteigentümer den Gebrauch oder die Be-
nutzung der Sache zum bisherigen Zweck erheblich und dauernd er-
schweren oder unwirtschaftlich machen, können nicht ohne seine Zu-
stimmung durchgeführt werden. 

3) Verlangt die Änderung von einem Miteigentümer Aufwendungen, 
die ihm nicht zumutbar sind, insbesondere weil sie in einem Missverhält-
nis zum Vermögenswert seines Anteils stehen, so kann sie ohne seine 
Zustimmung nur durchgeführt werden, wenn die übrigen Miteigentümer 
seinen Kostenanteil auf sich nehmen, soweit er den ihm zumutbaren 
Betrag übersteigt. 

Art. 26e 

c) der Verschönerung und Bequemlichkeit dienende Bauarbeiten 

1) Bauarbeiten, die lediglich der Verschönerung, der Ansehnlichkeit 
der Sache oder der Bequemlichkeit im Gebrauch dienen, dürfen nur mit 
Zustimmung aller Miteigentümer ausgeführt werden. 

2) Werden solche Arbeiten mit Zustimmung der Mehrheit aller Mit-
eigentümer, die zugleich den grösseren Teil der Sache vertritt, angeord-
net, so können sie auch gegen den Willen eines nicht zustimmenden 
Miteigentümers ausgeführt werden, sofern dieser durch sie in seinem 
Nutzungs- und Gebrauchsrecht nicht dauernd beeinträchtigt wird, und 
die übrigen Miteigentümer ihm für eine bloss vorübergehende Beein-
trächtigung Ersatz leisten und seinen Kostenanteil übernehmen. 

Art. 27 

6. Verfügung über die Sache 

1) Jeder Miteigentümer ist befugt, die Sache insoweit zu vertreten, zu 
gebrauchen und zu nutzen, als es mit den Rechten der andern verträglich 
ist. 
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2) Zur Veräusserung oder Belastung der Sache sowie zur Verände-
rung ihrer Zweckbestimmung bedarf es der Übereinstimmung aller Mit-
eigentümer, soweit diese nicht einstimmig eine andere Ordnung verein-
bart haben. 

3) Bestehen Grundpfandrechte oder Grundlasten an Miteigentumsan-
teilen, so können die Miteigentümer die Sache selbst nicht mehr mit 
solchen Rechten belasten. 

Art. 28 

7. Tragung der Kosten und Lasten 

1) Die Verwaltungskosten, Steuern und anderen Lasten, die aus dem 
Miteigentum erwachsen oder auf der gemeinschaftlichen Sache ruhen, 
werden von den Miteigentümern, wo es nicht anders bestimmt ist, im 
Verhältnis ihrer Anteile getragen. 

2) Hat ein Miteigentümer solche Ausgaben über diesen Anteil hinaus 
getragen, so kann er von den andern nach dem gleichen Verhältnis Ersatz 
verlangen. 

Art. 28a 

8. Eintritt des Erwerbers eines Anteils 

Die von den Miteigentümern vereinbarte Nutzungs- und Verwal-
tungsordnung und die von ihnen gefassten Verwaltungsbeschlüsse sowie 
die richterlichen Urteile und Verfügungen sind auch für den Rechtsnach-
folger eines Miteigentümers und für den Erwerber eines dinglichen 
Rechtes an einem Miteigentumsanteil verbindlich. 

9. Ausschluss aus der Gemeinschaft 

Art. 28b 

a) Miteigentümer 

1) Der Miteigentümer kann durch richterliches Urteil aus der Ge-
meinschaft ausgeschlossen werden, wenn durch sein Verhalten oder das 
Verhalten von Personen, denen er den Gebrauch der Sache überlassen 
oder für die er einzustehen hat, Verpflichtungen gegenüber allen oder 
einzelnen Mitberechtigten so schwer verletzt werden, dass diesen die 
Fortsetzung der Gemeinschaft nicht zugemutet werden kann. 
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2) Umfasst die Gemeinschaft nur zwei Miteigentümer, so steht jedem 
das Klagerecht zu; im übrigen bedarf es zur Klage, wenn nichts anderes 
vereinbart ist, der Ermächtigung durch einen Mehrheitsbeschluss aller 
Miteigentümer mit Ausnahme des Beklagten. 

3) Erkennt der Richter auf Ausschluss des Beklagten, so verurteilt er 
ihn zur Veräusserung seines Anteils und ordnet für den Fall, dass der 
Anteil nicht binnen der angesetzten Frist veräussert wird, über Antrag 
dessen öffentliche Versteigerung nach den Vorschriften über die 
Zwangsverwertung von Grundstücken an unter Ausschluss der Bestim-
mungen über die Auflösung des Miteigentumsverhältnisses. 

Art. 28c 

b) Andere Berechtigte 

Die Bestimmungen über den Ausschluss eines Miteigentümers sind 
auf den Nutzniesser und auf den Inhaber eines anderen dinglichen oder 
vorgemerkten persönlichen Nutzungsrechtes an einem Miteigentumsan-
teil sinngemäss anwendbar. 

10. Aufhebung 

Art. 29 

a) Anspruch auf Teilung 

1) Jeder Miteigentümer hat das Recht, die Aufhebung des Miteigen-
tums zu verlangen, wenn sie nicht durch ein Rechtsgeschäft, durch Auf-
teilung zu Stockwerkeigentum oder durch die Bestimmung der Sache für 
einen dauernden Zweck ausgeschlossen ist. 

2) Die Aufhebung kann auf höchstens dreissig Jahre durch eine Ver-
einbarung ausgeschlossen werden, die für Grundstücke zu ihrer Gültig-
keit der schriftlichen Form bedarf und im Grundbuch vorgemerkt wer-
den kann. 

3) Die Aufhebung darf nicht zur Unzeit verlangt werden. 
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Art. 30 

b) Art der Teilung 

1) Die Aufhebung erfolgt durch körperliche Teilung, durch Verkauf 
aus freier Hand oder auf dem Wege der Versteigerung mit Teilung des 
Erlöses oder durch Übertragung der ganzen Sache auf einen oder mehre-
re der Miteigentümer unter Auskauf der übrigen. 

2) Können sich die Miteigentümer über die Art der Aufhebung nicht 
einigen, so wird nach Anordnung des Richters die Sache körperlich ge-
teilt oder wenn dies ohne wesentliche Verminderung ihres Wertes nicht 
möglich ist, öffentlich oder unter den Miteigentümern versteigert. 

3) Mit der körperlichen Teilung kann bei ungleichen Teilen eine Aus-
gleichung der Teile in Geld verbunden werden. 

Art. 34 

A) Gegenstand 

1) Gegenstand des Grundeigentums sind die Grundstücke. 

2) Grundstücke im Sinne dieses Gesetzes sind: 
1. die Liegenschaften, 
2. die in das Grundbuch aufgenommenen selbständigen und dauernden 

Rechte, 
3. die Bergwerke, 
4. die Miteigentumsanteile an Grundstücken. 

Art. 64 

b) im Miteigentums- und im Baurechtsverhältnis 

1) Miteigentümer haben ein Vorkaufsrecht gegenüber einem jeden 
Nichtmiteigentümer, der einen Anteil erwirbt. 

2) Ein Vorkaufsrecht gegenüber jedem Erwerber haben auch der Ei-
gentümer eines Grundstückes, das mit einem selbständigen und dauern-
den Baurecht belastet ist, an diesem Recht und der Inhaber dieses Rechts 
am belasteten Grundstück, soweit dieses durch die Ausübung seines 
Rechtes in Anspruch genommen wird. 
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3) Vereinbarungen über die Aufhebung oder Änderung des Vor-
kaufsrechtes bedürfen zu ihrer Gültigkeit der schriftlichen Form und 
können im Grundbuch vorgemerkt werden. 

II. 

Die Bestimmungen des Sachenrechts über das Grundeigentum wer-
den wie folgt ergänzt: 

3. Abschnitt 

Das Stockwerkeigentum 

A. Inhalt und Gegenstand 

Art. 170a 

I. Inhalt 

1) Stockwerkeigentum ist der Miteigentumsanteil an einem Grund-
stück, der dem Miteigentümer das Sonderrecht gibt, bestimmte Teile 
eines Gebäudes ausschliesslich zu benutzen und innen auszubauen. 

2) Der Stockwerkeigentümer ist in der Verwaltung, Benutzung und 
baulichen Ausgestaltung seiner eigenen Räume frei, darf jedoch keinem 
anderen Stockwerkeigentümer die Ausübung des gleichen Rechtes er-
schweren und die gemeinschaftlichen Bauteile, Anlagen und Einrichtun-
gen in keiner Weise beschädigen oder in ihrer Funktion und äusseren 
Erscheinung beeinträchtigen. 

3) Er ist verpflichtet, seine Räume so zu unterhalten, wie es zur Er-
haltung des Gebäudes in einwandfreiem Zustand und gutem Aussehen 
erforderlich ist. 

Art. 170b 

II. Gegenstand 

1) Gegenstand des Sonderrechts können einzelne Stockwerke oder 
Teile von Stockwerken sein, die als Wohnungen oder als Einheiten von 
Räumen zu geschäftlichen oder anderen Zwecken mit eigenem Zugang in 
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sich abgeschlossen sein müssen, aber getrennte Nebenräume umfassen 
können. 

2) Dem Stockwerkeigentümer können nicht zu Sonderrecht zuge-
schieden werden: 
1. der Boden der Liegenschaft und das Baurecht, kraft dessen gegebe-

nenfalls das Gebäude erstellt wird; 
2. die Bauteile, die für den Bestand, die konstruktive Gliederung und 

Festigkeit des Gebäudes oder der Räume anderer Stockwerkeigentü-
mer von Bedeutung sind oder die äussere Gestalt und das Aussehen 
des Gebäudes bestimmen; 

3. die Anlagen und Einrichtungen, die auch den andern Stockwerkei-
gentümern für die Benutzung ihrer Räume dienen. 

3) Andere Bestandteile des Gebäudes können im Begründungsakt 
und in gleicher Form auch durch nachherige Vereinbarung der Stock-
werkeigentümer als gemeinschaftlich erklärt werden; ist dies nicht ge-
schehen, so gilt die Vermutung, dass sie zu Sonderrecht ausgeschieden 
sind. 

Art. 170c 

III. Verfügung 

1) Von Gesetzes wegen hat der Stockwerkeigentümer kein Vorkaufs-
recht gegenüber jedem Dritten, der einen Anteil erwirbt, doch kann es 
im Begründungsakt oder durch nachherige Vereinbarung errichtet und 
im Grundbuch vorgemerkt werden. 

2) In gleicher Weise kann bestimmt werden, dass die Veräusserung 
eines Stockwerkes, dessen Belastung mit einer Nutzniessung oder einem 
Wohnrecht sowie die Vermietung nur rechtsgültig ist, wenn die übrigen 
Stockwerkeigentümer dagegen nicht aufgrund eines von ihnen gefassten 
Beschlusses binnen 14 Tagen seit der ihnen gemachten Mitteilung Ein-
sprache erhoben haben. 

3) Die Einsprache ist unwirksam, wenn sie ohne wichtigen Grund er-
hoben worden ist, worüber auf Begehren des Einspruchsgegners der 
Richter entscheidet. 
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B. Begründung und Untergang 

Art. 170d 

I. Begründungsakt 

1) Das Stockwerkeigentum wird durch Eintragung im Grundbuch 
begründet. 

2) Die Eintragung kann verlangt werden: 
1. aufgrund eines Vertrages der Miteigentümer über die Ausgestaltung 

ihrer Anteile zu Stockwerkeigentum; 
2. aufgrund einer Erklärung des Eigentümers der Liegenschaft oder des 

Inhabers eines selbständigen und dauernden Baurechtes über die Bil-
dung von Miteigentumsanteilen und deren Ausgestaltung zu Stock-
werkeigentum. 

3) Das Rechtsgeschäft bedarf zu seiner Gültigkeit der öffentlichen 
Beurkundung vor dem Landgericht oder, wenn es eine Verfügung von 
Todes wegen oder ein Erbteilungsvertrag ist, der im Erbrecht vorge-
schriebenen Form. 

Art. 170e 

II. Wertquoten 

1) Im Begründungsakt ist ausser der räumlichen Ausscheidung der 
Anteil eines jeden Stockwerkes in Hundertsteln oder Tausendsteln des 
Wertes der Liegenschaft oder des Baurechts anzugeben. 

2) Änderungen der Wertquoten bedürfen der Zustimmung aller un-
mittelbar Beteiligten und der Genehmigung der Versammlung der 
Stockwerkeigentümer; doch hat jeder Stockwerkeigentümer Anspruch 
auf Berichtigung, wenn seine Quote aus Irrtum unrichtig festgesetzt 
wurde oder infolge von baulichen Veränderungen des Gebäudes oder 
seiner Umgebung unrichtig geworden ist. 

Art. 170f 

III. Untergang 

1) Das Stockwerkeigentum endigt mit dem Untergang der Liegen-
schaft oder des Baurechtes und mit der Löschung im Grundbuch. 
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2) Die Löschung kann aufgrund einer Aufhebungsvereinbarung und 
ohne solche von einem Stockwerkeigentümer, der alle Anteile in seiner 
Hand vereinigt, verlangt werden, bedarf jedoch der Zustimmung der an 
den einzelnen Stockwerken dinglich berechtigten Personen, deren Rechte 
nicht ohne Nachteil auf das Grundstück übertragen werden können. 

3) Die Aufhebung kann von jedem Stockwerkeigentümer verlangt 
werden, wenn das Gebäude zu mehr als der Hälfte seines Wertes zerstört 
und der Wiederaufbau nicht ohne eine für ihn schwer tragbare Belastung 
durchführbar ist; doch können die Stockwerkeigentümer welche die 
Gemeinschaft fortsetzen wollen, die Aufhebung durch Abfindung der 
übrigen abwenden. 

C. Verwaltung und Benutzung 

Art. 170g 

I. Die anwendbaren Bestimmungen 

1) Für die Zuständigkeit zu Verwaltungshandlungen und baulichen 
Massnahmen gelten die Bestimmungen über das Miteigentum. 

2) Soweit diese Bestimmungen es nicht selber ausschliessen, können 
sie durch eine andere Ordnung ersetzt werden, jedoch nur im Begrün-
dungsakt oder mit einstimmigem Beschluss aller Stockwerkeigentümer. 

3) Im übrigen kann jeder Stockwerkeigentümer verlangen, dass ein 
Reglement über die Verwaltung und Benutzung aufgestellt und im 
Grundbuch angemerkt werde, das zu seiner Verbindlichkeit der Annah-
me durch Beschluss mit der Mehrheit der Stockwerkeigentümer, die 
zugleich zu mehr als der Hälfte anteilsberechtigt ist, bedarf und mit die-
ser Mehrheit, auch wenn es im Begründungsvertrag aufgestellt worden 
ist, geändert werden kann. 

II. Gemeinschaftliche Kosten und Lasten 

Art. 170h 

1. Bestand und Verteilung 

1) Die Stockwerkeigentümer haben an die Lasten des gemeinschaftli-
chen Eigentums und an die Kosten der gemeinschaftlichen Verwaltung 
Beiträge nach Massgabe ihrer Wertquote zu leisten. 

2) Solche Lasten und Kosten sind namentlich: 
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1. die Auslagen für den laufenden Unterhalt, für Reparaturen und Er-
neuerungen der gemeinschaftlichen Teile des Grundstückes und Ge-
bäudes sowie der gemeinschaftlichen Anlagen und Einrichtungen; 

2. die Kosten der Verwaltungstätigkeit einschliesslich der Entschädi-
gung des Verwalters; 

3. die den Stockwerkeigentümern insgesamt auferlegten öffentlich-
rechtlichen Beiträge und Steuern; 

4. die Zins- und Amortisationszahlungen an Pfandgläubiger, denen die 
Liegenschaft haftet oder denen sich die Stockwerkeigentümer solida-
risch verpflichtet haben. 

3) Dienen bestimmte gemeinschaftliche Bauteile, Anlagen oder Ein-
richtungen einzelnen Stockwerkeinheiten nicht oder nur in ganz gerin-
gem Masse, so ist dies bei der Verteilung der Kosten zu berücksichtigen. 

2. Haftung für Beiträge 

Art. 170i 

a) Gesetzliches Pfandrecht 

1) Die Gemeinschaft hat für die auf die letzten drei Jahre entfallenden 
Beitragsforderungen Anspruch gegenüber jedem jeweiligen Stockwerkei-
gentümer auf Errichtung eines Pfandrechtes an dessen Anteil. 

2) Die Eintragung kann vom Verwalter oder, wenn ein solcher nicht 
bestellt ist, von jedem dazu durch Mehrheitsbeschluss oder durch den 
Richter ermächtigten Stockwerkeigentümer und vom Gläubiger, für den 
die Beitragsforderung gepfändet ist, verlangt werden. 

3) Im übrigen sind die Bestimmungen über die Errichtung des Bau-
handwerkerpfandrechts sinngemäss anwendbar. 

Art. 170k 

b) Retentionsrecht 

Die Gemeinschaft hat für die auf die letzten drei Jahre entfallenden 
Beitragsforderungen an den beweglichen Sachen, die sich in den Räumen 
eines Stockwerkeigentümers befinden und zu deren Einrichtung oder 
Benutzung gehören, ein Retentionsrecht wie ein Vermieter. 
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Art. 170l 

III. Handlungsfähigkeit der Gemeinschaft 

1) Unter ihrem eigenen Namen erwirbt die Gemeinschaft das sich aus 
ihrer Verwaltungstätigkeit ergebende Vermögen, wie namentlich die 
Beitragsforderungen und die aus ihnen erzielten verfügbaren Mittel, wie 
den Erneuerungsfonds. 

2) Die Gemeinschaft der Stockwerkeigentümer kann unter ihrem 
Namen klagen und betreiben sowie am Ort der gelegenen Sache geklagt 
und betrieben werden. 

D. Organisation 

I. Versammlung der Stockwerkeigentümer 

Art. 170m 

1. Zuständigkeit und rechtliche Stellung 

1) Ausser den in andern Bestimmungen genannten hat die Versamm-
lung der Stockwerkeigentümer insbesondere die folgenden Befugnisse: 
1. in allen Verwaltungsangelegenheiten, die nicht dem Verwalter zuste-

hen, zu entscheiden; 
2. den Verwalter zu bestellen und die Aufsicht über dessen Tätigkeit zu 

führen; 
3. einen Ausschuss oder einen Abgeordneten zu wählen, dem sie Ver-

waltungsangelegenheiten übertragen kann, wie namentlich die Aufga-
be, dem Verwalter beratend zur Seite zu stehen, dessen Geschäftsfüh-
rung zu prüfen und der Versammlung darüber Bericht zu erstatten 
und Antrag zu stellen; 

4. jährlich den Kostenvoranschlag, die Rechnung und die Verteilung der 
Kosten unter den Eigentümern zu genehmigen; 

5. über die Schaffung eines Erneuerungsfonds für Unterhalts- und Er-
neuerungsarbeiten zu befinden; 

6. das Gebäude gegen Feuer und andere Gefahren zu versichern und die 
üblichen Haftpflichtversicherungen abzuschliessen, ferner den 
Stockwerkeigentümer, der seine Räume mit ausserordentlichen Auf-
wendungen baulich ausgestaltet hat, zur Leistung eines zusätzlichen 
Prämienanteils zu verpflichten, wenn er nicht eine Zusatzversiche-
rung auf eigene Rechnung abschliesst. 
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2) Soweit das Gesetz nicht besondere Bestimmungen enthält, finden 
auf die Versammlung der Stockwerkeigentümer und auf den Ausschuss 
die Vorschriften über die Organe des Vereins und über die Anfechtung 
von Vereinsbeschlüssen Anwendung. 

Art. 170n 

2. Einberufung und Leitung 

1) Die Versammlung der Stockwerkeigentümer wird vom Verwalter 
einberufen und geleitet, wenn sie nicht anders beschlossen hat. 

2) Die Beschlüsse sind zu protokollieren, und das Protokoll ist vom 
Verwalter oder von dem den Vorsitz führenden Stockwerkeigentümer 
aufzubewahren. 

Art. 170o 

3. Ausübung des Stimmrechtes 

1) Mehrere Personen, denen ein Stockwerk gemeinschaftlich zusteht, 
haben nur eine Stimme, die sie durch einen Vertreter abgeben. 

2) Ebenso haben sich der Eigentümer und der Nutzniesser eines 
Stockwerkes über die Ausübung des Stimmrechtes zu verständigen, an-
sonst der Nutzniesser in allen Fragen der Verwaltung mit Ausnahme der 
bloss nützlichen oder der Verschönerung und Bequemlichkeit dienenden 
baulichen Massnahmen als stimmberechtigt gilt. 

Art. 170p 

4. Beschlussfähigkeit 

1) Die Versammlung der Stockwerkeigentümer ist beschlussfähig, 
wenn die Hälfte aller Stockwerkeigentümer, die zugleich zur Hälfte an-
teilsberechtigt sind, mindestens aber zwei Stockwerkeigentümer, anwe-
send oder vertreten sind. 

2) Für den Fall der ungenügenden Beteiligung ist eine zweite Ver-
sammlung einzuberufen, die nicht vor Ablauf von zehn Tagen seit der 
ersten stattfinden darf. 
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3) Die zweite Versammlung ist beschlussfähig, wenn der dritte Teil 
aller Stockwerkeigentümer, mindestens aber zwei, anwesend oder vertre-
ten sind. 

II. Der Verwalter 

Art. 170q 

1. Bestellung 

1) Kommt die Bestellung des Verwalters durch die Versammlung der 
Stockwerkeigentümer nicht zustande, so kann jeder Stockwerkeigentü-
mer die Ernennung des Verwalters durch den Richter verlangen. 

2) Das gleiche Recht steht auch demjenigen zu, der ein berechtigtes 
Interesse daran hat, wie dem Pfandgläubiger und dem Versicherer. 

Art. 170r 

2. Abberufung 

1) Durch Beschluss der Versammlung der Stockwerkeigentümer kann 
der Verwalter unter Vorbehalt allfälliger Entschädigungsansprüche je-
derzeit abberufen werden. 

2) Lehnt die Versammlung der Stockwerkeigentümer die Abberufung 
des Verwalters unter Missachtung wichtiger Gründe ab, so kann jeder 
Stockwerkeigentümer binnen Monatsfrist die richterliche Abberufung 
verlangen. 

3) Ein Verwalter, der vom Richter eingesetzt wurde, kann ohne des-
sen Bewilligung vor Ablauf der Zeit, für die er eingesetzt ist, nicht abbe-
rufen werden. 

3. Aufgaben 

Art. 170s 

a) Ausführung der Bestimmungen und Beschlüsse über die Verwaltung 
und Benutzung 

1) Der Verwalter vollzieht alle Handlungen der gemeinschaftlichen 
Verwaltung gemäss den Vorschriften des Gesetzes und des Reglementes 
sowie gemäss den Beschlüssen der Versammlung der Stockwerkeigentü-



(Original) 214.0 
 

15 

mer und trifft von sich aus alle dringlichen Massnahmen zur Abwehr 
oder Beseitigung von Schädigungen. 

2) Er verteilt die gemeinschaftlichen Kosten und Lasten auf die ein-
zelnen Stockwerkeigentümer, stellt ihnen Rechnung, zieht die Beiträge 
ein und besorgt die Verwaltung und bestimmungsgemässe Verwendung 
der vorhandenen Geldmittel. 

3) Er wacht darüber, dass in der Ausübung der Sonderrechte und in 
der Benutzung der gemeinschaftlichen Teile des Grundstückes und Ge-
bäudes sowie der gemeinschaftlichen Einrichtungen die Vorschriften des 
Gesetzes, des Reglementes und der Hausordnung befolgt werden. 

Art. 170t 

b) Vertretung nach aussen 

1) Der Verwalter vertritt in allen Angelegenheiten der gemeinschaftli-
chen Verwaltung, die in den Bereich seiner gesetzlichen Aufgaben fallen, 
sowohl die Gemeinschaft als auch die Stockwerkeigentümer nach aussen. 

2) Zur Führung eines anzuhebenden oder vom Gegner eingeleiteten 
Zivilprozess bedarf der Verwalter der vorgängigen Ermächtigung durch 
die Versammlung der Stockwerkeigentümer, unter Vorbehalt dringender 
Fälle, in denen die Ermächtigung nachgeholt werden kann. 

3) An die Stockwerkeigentümer insgesamt gerichtete Erklärungen, 
Aufforderungen, Urteile und Verfügungen können durch Zustellung an 
den Verwalter an seinem Wohnsitz oder am Ort der gelegenen Sache 
wirksam mitgeteilt werden. 

III. 

Der Art. 522 des Sachenrechtes wird wie folgt ergänzt: 

2. Aufnahme 

Art. 522 

a) Gegenstand 

1) Als Grundstücke werden in das Grundbuch aufgenommen: 
1. die Liegenschaften, 
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2. die selbständigen und dauernden Rechte an Grundstücken, 
3. die Bergwerke, 
4. die Miteigentumsanteile an Grundstücken. 

2) Über die Voraussetzungen und über die Art der Aufnahme der 
selbständigen und dauernden Rechte, der Bergwerke und der Miteigen-
tumsanteile an Grundstücken setzt eine Verordnung der Regierung das 
Nähere fest. 

IV. 

Die Übergangsbestimmungen im Schlusstitel des Sachenrechts wer-
den wie folgt geändert und ergänzt: 

Art. 11bis 

3bis Stockwerkeigentum 

Das vom früheren Recht beherrschte Stockwerkeigentum ist den 
neuen Vorschriften dieses Gesetzes unterstellt, auch wenn die Stockwer-
ke oder Stockwerkteile nicht als Wohnung oder Geschäftsraumeinheiten 
in sich abgeschlossen sind. 

Art. 11ter 

3ter Bereinigung des Grundbuches 

Zur Eintragung des bestehenden Stockwerkeigentums kann die Re-
gierung die Bereinigung des Grundbuches anordnen und dafür besonde-
re Verfahrensvorschriften erlassen. 

Art. 86 

2. Behandlung aufgehobener Rechte 

1) Dingliche Rechte, die nach dem Grundbuchrecht nicht mehr be-
gründet werden können, wie Eigentum an Bäumen auf fremdem Boden, 
Nutzungspfandrechte und dergleichen werden im Grundbuch nicht 
eingetragen, sind aber in zweckdienlicher Weise anzumerken. 
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2) Sind sie aus irgendwelchem Grunde untergegangen, so können sie 
nicht neu begründet werden. 

V. 

Inkrafttreten des Gesetzes 

Dieses Gesetz wird als nicht dringlich erklärt. Die Regierung be-
stimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. 

gez. Franz Josef 

gez. Dr. Gerard Batliner 
Fürstlicher Regierungschef 


